
Deutscher Bundestag  Drucksache  17/5819
 17. Wahlperiode  13. 05. 2011
 Beschlussempfehlung und Bericht
 des Rechtsausschusses (6. Ausschuss)

 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
 –  Drucksache 17/5097  –

 Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Vorschriften über den Wertersatz
 bei Widerruf von Fernabsatzverträgen und über verbundene Verträge

 A.  Problem

 Der  Europäische  Gerichtshof  (EuGH)  hat  am  3.  September  2009  entschieden,
 dass  eine  nationale  Regelung,  nach  der  ein  Unternehmer  von  einem  Verbraucher
 für  die  Nutzung  der  im  Fernabsatz  verkauften  Ware  bei  fristgerechtem  Widerruf
 generell  Wertersatz  verlangen  kann,  nicht  mit  den  Bestimmungen  der  Richtlinie
 97/7/EG  des  Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  20.  Mai  1997  über
 den  Verbraucherschutz  bei  Vertragsabschlüssen  im  Fernabsatz  im  Einklang
 steht.  Mit  dem  Gesetzentwurf  sollen  die  einschlägigen  Regelungen  des  Bürger-
 lichen  Gesetzbuchs  (BGB)  entsprechend  den  Vorgaben  im  Urteil  des  EuGH  aus-
 gestaltet  werden.  Insbesondere  soll  der  Unternehmer  Nutzungswertersatz  zu-
 künftig  nur  erhalten,  soweit  der  Verbraucher  die  gelieferte  Ware  in  einer  Art  und
 Weise  genutzt  hat,  die  über  die  Prüfung  der  Eigenschaften  und  der  Funktions-
 weise hinausgeht.

 Außerdem  erfolgen  Klarstellungen  in  den  §§  358  und  359a  BGB.  Schließlich
 wird  mit  §  312f  BGB-Entwurf  ebenfalls  aus  Gründen  der  Klarstellung  eine
 eigenständige  Vorschrift  für  solche  Verträge  geschaffen,  die  Fernabsatzverträ-
 gen über Finanzdienstleistungen hinzugefügt werden.

 B.  Lösung

 Annahme  des  Gesetzentwurfs  in  geänderter  Fassung.  Im  Wesentlichen  emp-
 fiehlt  der  Ausschuss  redaktionelle  und  inhaltliche  Änderungen  im  Muster  für  die
 Widerrufsbelehrung.

 Annahme  des  Gesetzentwurfs  in  geänderter  Fassung  mit  den  Stimmen  der
 Fraktionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei
 Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Kosten

 Wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

 Der Bundestag wolle beschließen,

 den  Gesetzentwurf  auf  Drucksache  17/5097  mit  folgenden  Maßgaben,  im  Übri-
 gen unverändert anzunehmen:

 1.  In  Artikel  1  Nummer  2  wird  in  §  312e  Absatz  1  Nummer  2  das  Wort  „entspre-
 chend“ durch das Wort „nach“ ersetzt.

 2.  In Artikel 2 Nummer 4 wird die Anlage 1 wie folgt gefasst:

 ,Anlage 1
 (zu Artikel  246 §  2 Absatz  3 Satz  1)

 Muster
 für die Widerrufsbelehrung

 Gestaltungshinweise:

 Wird  die  Belehrung  nicht  spätestens  bei,  sondern  erst  nach  Vertragsschluss  mit-
 geteilt,  lautet  der  Klammerzusatz  „einem  Monat“.  In  diesem  Fall  ist  auch  Gestal-

 Widerrufsbelehrung

 Widerrufsrecht

 Sie  können  Ihre  Vertragserklärung  innerhalb  von  [14  Tagen]  ohne  Angabe
 von  Gründen  in  Textform  (z.  B.  Brief,  Fax,  E-Mail)  [oder  –  wenn  Ihnen  die
 Sache  vor  Fristablauf  überlassen  wird  –  auch  durch  Rücksendung  der
 Sache]  widerrufen.  Die  Frist  beginnt  nach  Erhalt  dieser  Belehrung  in
 Textform  .  Zur  Wahrung  der  Widerrufsfrist  genügt  die  rechtzeitige  Ab-
 sendung  des  Widerrufs  [oder  der  Sache]  .  Der  Widerruf  ist  zu  richten  an:

 Widerrufsfolgen

 Im  Falle  eines  wirksamen  Widerrufs  sind  die  beiderseits  empfangenen  Leis-
 tungen  zurückzugewähren  und  ggf.  gezogene  Nutzungen  (z.  B.  Zinsen)
 herauszugeben.  Können  Sie  uns  die  empfangene  Leistung  sowie  Nutzun-
 gen  (z.  B.  Gebrauchsvorteile)  nicht  oder  teilweise  nicht  oder  nur  in  ver-
 schlechtertem  Zustand  zurückgewähren  beziehungsweise  herausgeben,
 müssen  Sie  uns  insoweit  Wertersatz  leisten.  [Für  die  Verschlechterung  der
 Sache  müssen  Sie  Wertersatz  nur  leisten,  soweit  die  Verschlechterung  auf
 einen  Umgang  mit  der  Sache  zurückzuführen  ist,  der  über  die  Prüfung  der
 Eigenschaften  und  der  Funktionsweise  hinausgeht.  Unter  „Prüfung  der
 Eigenschaften  und  der  Funktionsweise“  versteht  man  das  Testen  und  Aus-
 probieren  der  jeweiligen  Ware,  wie  es  etwa  im  Ladengeschäft  möglich  und
 üblich  ist.  Paketversandfähige  Sachen  sind  auf  unsere  [Kosten  und]
 Gefahr  zurückzusenden.  Nicht  paketversandfähige  Sachen  werden  bei
 Ihnen  abgeholt.]  Verpflichtungen  zur  Erstattung  von  Zahlungen  müssen
 innerhalb  von  30  Tagen  erfüllt  werden.  Die  Frist  beginnt  für  Sie  mit  der  Ab-
 sendung  Ihrer  Widerrufserklärung  [oder  der  Sache]  ,  für  uns  mit  deren
 Empfang.

 Besondere Hinweise

 (Ort), (Datum), (Unterschrift des Verbrauchers)
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tungshinweis  9  einschlägig,  wenn  der  dort  genannte  Hinweis  nicht  spätestens  bei
 Vertragsschluss  in  Textform  erfolgt.  Bei  Fernabsatzverträgen  steht  eine  unverzüg-
 lich  nach  Vertragsschluss  in  Textform  mitgeteilte  Widerrufsbelehrung  einer  sol-
 chen  bei  Vertragsschluss  gleich,  wenn  der  Unternehmer  den  Verbraucher  gemäß
 Artikel  246 §  1 Absatz  1 Nummer  10 EGBGB unterrichtet hat.

 Der  Klammerzusatz  entfällt  bei  Leistungen,  die  nicht  in  der  Überlassung  von  Sa-
 chen bestehen.

 Liegt einer der nachstehenden Sonderfälle vor, ist Folgendes einzufügen:

 a)  bei  schriftlich  abzuschließenden  Verträgen:  „,  jedoch  nicht,  bevor  Ihnen  auch
 eine  Vertragsurkunde,  Ihr  schriftlicher  Antrag  oder  eine  Abschrift  der  Vertrags-
 urkunde oder des Antrags zur Verfügung gestellt worden ist“;

 b)  bei Fernabsatzverträgen (§  312b Absatz  1 Satz  1 BGB) über die

 aa)  Lieferung  von  Waren:  „,  jedoch  nicht  vor  Eingang  der  Ware  beim  Empfän-
 ger  (bei  der  wiederkehrenden  Lieferung  gleichartiger  Waren  nicht  vor  Ein-
 gang  der  ersten  Teillieferung)  und  auch  nicht  vor  Erfüllung  unserer  Infor-
 mationspflichten  gemäß  Artikel  246  §  2  in  Verbindung  mit  §  1  Absatz  1
 und 2 EGBGB“;

 bb)  Erbringung  von  Dienstleistungen  außer  Zahlungsdiensten:  „,  jedoch  nicht
 vor  Vertragsschluss  und  auch  nicht  vor  Erfüllung  unserer  Informations-
 pflichten  gemäß  Artikel  246  §  2  in  Verbindung  mit  §  1  Absatz  1  und  2
 EGBGB“;

 cc)  Erbringung von Zahlungsdiensten:

 aaa)  bei  Zahlungsdiensterahmenverträgen:  „  ,  jedoch  nicht  vor  Vertrags-
 schluss  und  auch  nicht  vor  Erfüllung  unserer  Informationspflichten
 gemäß  Artikel  246  §  2  in  Verbindung  mit  §  1  Absatz  1  Nummer  8
 bis  12  und  Absatz  2  Nummer  2,  4  und  8  sowie  Artikel  248  §  4
 Absatz  1 EGBGB“;

 bbb)  bei  Kleinbetragsinstrumenten  im  Sinne  des  §  675i  Absatz  1  BGB:
 „,  jedoch  nicht  vor  Vertragsschluss  und  auch  nicht  vor  Erfüllung
 unserer  Informationspflichten  gemäß  Artikel  246  §  2  in  Verbindung
 mit  §  1  Absatz  1  Nummer  8  bis  12  und  Absatz  2  Nummer  2,  4  und  8
 sowie Artikel  248 §  11 Absatz  1 EGBGB“;

 ccc)  bei  Einzelzahlungsverträgen:  „  ,  jedoch  nicht  vor  Vertragsschluss
 und  auch  nicht  vor  Erfüllung  unserer  Informationspflichten  gemäß
 Artikel  246  §  2  in  Verbindung  mit  §  1  Absatz  1  Nummer  8  bis  12
 und  Absatz  2  Nummer  2,  4  und  8  sowie  Artikel  248  §  13  Absatz  1
 EGBGB“;

 c)  bei  Verträgen  im  elektronischen  Geschäftsverkehr  (§  312g  Absatz  1  Satz  1
 BGB):  „,  jedoch  nicht  vor  Erfüllung  unserer  Pflichten  gemäß  §  312g  Absatz  1
 Satz  1 BGB in Verbindung mit Artikel  246 §  3 EGBGB“;

 d)  bei  einem  Kauf  auf  Probe  (§  454  BGB):  „,  jedoch  nicht,  bevor  der  Kaufvertrag
 durch  Ihre  Billigung  des  gekauften  Gegenstandes  für  Sie  bindend  geworden
 ist“;

 Wird  für  einen  Vertrag  belehrt,  der  unter  mehrere  der  vorstehenden  Sonderfälle
 fällt  (z.  B.  ein  Fernabsatzvertrag  über  die  Lieferung  von  Waren  im  elektronischen
 Geschäftsverkehr),  sind  die  jeweils  zutreffenden  Ergänzungen  zu  kombinieren  (in
 dem  genannten  Beispiel  wie  folgt:  „,  jedoch  nicht  vor  Eingang  der  Ware  beim
 Empfänger  [bei  der  wiederkehrenden  Lieferung  gleichartiger  Waren  nicht  vor  Ein-
 gang  der  ersten  Teillieferung]  und  auch  nicht  vor  Erfüllung  unserer  Informations-
 pflichten  gemäß  Artikel  246  §  2  in  Verbindung  mit  §  1  Absatz  1  und  2  EGBGB  so-
 wie  unserer  Pflichten  gemäß  §  312g  Absatz  1  Satz  1  BGB  in  Verbindung  mit
 Artikel  246  §  3  EGBGB“).  Soweit  zu  kombinierende  Ergänzungen  sprachlich
 identisch sind, sind Wiederholungen des Wortlauts nicht erforderlich.

 Einsetzen: Namen/Firma und ladungsfähige Anschrift des Widerrufsadressaten.

 Zusätzlich  können  angegeben  werden:  Telefaxnummer,  E-Mail-Adresse  und/oder,
 wenn  der  Verbraucher  eine  Bestätigung  seiner  Widerrufserklärung  an  den  Unter-
 nehmer erhält, auch eine Internetadresse.
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Dieser  Absatz  kann  entfallen,  wenn  die  beiderseitigen  Leistungen  erst  nach  Ablauf
 der  Widerrufsfrist  erbracht  werden.  Dasselbe  gilt,  wenn  eine  Rückabwicklung
 nicht in Betracht kommt (z.  B. Hereinnahme einer Bürgschaft).

 Bei  der  Vereinbarung  eines  Entgelts  für  die  Duldung  einer  Überziehung  im  Sinne
 des §  505 BGB ist hier Folgendes einzufügen:

 „Überziehen  Sie  Ihr  Konto  ohne  eingeräumte  Überziehungsmöglichkeit  oder
 überschreiten  Sie  die  Ihnen  eingeräumte  Überziehungsmöglichkeit,  können  wir
 von  Ihnen  über  die  Rückzahlung  des  Betrags  der  Überziehung  oder  Überschrei-
 tung  hinaus  weder  Kosten  noch  Zinsen  verlangen,  wenn  wir  Sie  nicht  ordnungsge-
 mäß  über  die  Bedingungen  und  Folgen  der  Überziehung  oder  Überschreitung
 (z.  B. anwendbarer Sollzinssatz, Kosten) informiert haben.“

 Bei Fernabsatzverträgen über Dienstleistungen ist folgender Satz einzufügen:

 „Dies  kann  dazu  führen,  dass  Sie  die  vertraglichen  Zahlungsverpflichtungen  für
 den Zeitraum bis zum Widerruf gleichwohl erfüllen müssen.“

 Bei  Fernabsatzverträgen  über  die  Lieferung  von  Waren  ist  anstelle  des  vorherge-
 henden  Satzes  folgender  Satz  einzufügen:  „Für  die  Verschlechterung  der  Sache
 und  für  gezogene  Nutzungen  müssen  Sie  Wertersatz  nur  leisten,  soweit  die  Nut-
 zungen  oder  die  Verschlechterung  auf  einen  Umgang  mit  der  Sache  zurückzufüh-
 ren  ist,  der  über  die  Prüfung  der  Eigenschaften  und  der  Funktionsweise  hinaus-
 geht.“

 Wenn  ein  Hinweis  auf  die  Wertersatzpflicht  gemäß  §  357  Absatz  3  Satz  1  BGB
 nicht  spätestens  bei  Vertragsschluss  in  Textform  erfolgt,  ist  anstelle  der  beiden  vor-
 hergehenden  Sätze  einzufügen:  „Für  eine  durch  die  bestimmungsgemäße  Inge-
 brauchnahme  der  Sache  entstandene  Verschlechterung  müssen  Sie  keinen  Werter-
 satz  leisten.“  Bei  Fernabsatzverträgen  steht  ein  unverzüglich  nach  Vertragsschluss
 in  Textform  mitgeteilter  Hinweis  einem  solchen  bei  Vertragsschluss  gleich,  wenn
 der  Unternehmer  den  Verbraucher  rechtzeitig  vor  Abgabe  von  dessen  Vertragser-
 klärung  in  einer  dem  eingesetzten  Fernkommunikationsmittel  entsprechenden
 Weise über die Wertersatzpflicht unterrichtet hat.

 Handelt  es  sich  um  einen  Fernabsatzvertrag  über  die  Lieferung  von  Waren,  ist  an-
 zufügen:

 „Wertersatz  für  gezogene  Nutzungen  müssen  Sie  nur  leisten,  soweit  Sie  die  Ware
 in  einer  Art  und  Weise  genutzt  haben,  die  über  die  Prüfung  der  Eigenschaften  und
 der  Funktionsweise  hinausgeht.  Unter  „Prüfung  der  Eigenschaften  und  der  Funk-
 tionsweise“  versteht  man  das  Testen  und  Ausprobieren  der  jeweiligen  Ware,  wie
 es etwa im Ladengeschäft möglich und üblich ist.“

 Ist  entsprechend  §  357  Absatz  2  Satz  3  BGB  eine  Übernahme  der  Versandkosten
 durch  den  Verbraucher  vereinbart  worden,  kann  der  Klammerzusatz  weggelassen
 werden. Stattdessen ist hinter „zurückzusenden.“ Folgendes einzufügen:

 „Sie  haben  die  regelmäßigen  Kosten  der  Rücksendung  zu  tragen,  wenn  die  gelie-
 ferte  Ware  der  bestellten  entspricht  und  wenn  der  Preis  der  zurückzusendenden  Sa-
 che  einen  Betrag  von  40  Euro  nicht  übersteigt  oder  wenn  Sie  bei  einem  höheren
 Preis  der  Sache  zum  Zeitpunkt  des  Widerrufs  noch  nicht  die  Gegenleistung  oder
 eine  vertraglich  vereinbarte  Teilzahlung  erbracht  haben.  Anderenfalls  ist  die  Rück-
 sendung für Sie kostenfrei.“

 Bei  einem  Widerrufsrecht  gemäß  §  312d  Absatz  1  BGB,  das  für  einen  Fernabsatz-
 vertrag  über  die  Erbringung  einer  Dienstleistung  gilt,  ist  hier  folgender  Hinweis
 aufzunehmen:

 „Ihr  Widerrufsrecht  erlischt  vorzeitig,  wenn  der  Vertrag  von  beiden  Seiten  auf  Ih-
 ren  ausdrücklichen  Wunsch  vollständig  erfüllt  ist,  bevor  Sie  Ihr  Widerrufsrecht
 ausgeübt haben.“

 Der  nachfolgende  Hinweis  für  finanzierte  Geschäfte  kann  entfallen,  wenn  kein
 verbundenes Geschäft vorliegt:

 „Wenn  Sie  diesen  Vertrag  durch  ein  Darlehen  finanzieren  und  ihn  später  widerru-
 fen,  sind  Sie  auch  an  den  Darlehensvertrag  nicht  mehr  gebunden,  sofern  beide  Ver-
 träge  eine  wirtschaftliche  Einheit  bilden.  Dies  ist  insbesondere  dann  anzunehmen,
 wenn  wir  gleichzeitig  Ihr  Darlehensgeber  sind  oder  wenn  sich  Ihr  Darlehensgeber
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im  Hinblick  auf  die  Finanzierung  unserer  Mitwirkung  bedient.  Wenn  uns  das  Dar-
 lehen  bei  Wirksamwerden  des  Widerrufs  oder  bei  der  Rückgabe  der  Ware  bereits
 zugeflossen  ist,  tritt  Ihr  Darlehensgeber  im  Verhältnis  zu  Ihnen  hinsichtlich  der
 Rechtsfolgen  des  Widerrufs  oder  der  Rückgabe  in  unsere  Rechte  und  Pflichten  aus
 dem  finanzierten  Vertrag  ein.  Letzteres  gilt  nicht,  wenn  der  vorliegende  Vertrag
 den  Erwerb  von  Finanzinstrumenten  (z.  B.  von  Wertpapieren,  Devisen  oder  Deri-
 vaten) zum Gegenstand hat.

 Wollen  Sie  eine  vertragliche  Bindung  so  weitgehend  wie  möglich  vermeiden,  ma-
 chen  Sie  von  Ihrem  Widerrufsrecht  Gebrauch  und  widerrufen  Sie  zudem  den  Dar-
 lehensvertrag, wenn Ihnen auch dafür ein Widerrufsrecht zusteht.“

 Bei  einem  finanzierten  Erwerb  eines  Grundstücks  oder  eines  grundstücksgleichen
 Rechts ist Satz  2 des vorstehenden Hinweises wie folgt zu ändern:

 „Dies  ist  nur  anzunehmen,  wenn  die  Vertragspartner  in  beiden  Verträgen  identisch
 sind  oder  wenn  der  Darlehensgeber  über  die  Zurverfügungstellung  von  Darlehen
 hinaus  Ihr  Grundstücksgeschäft  durch  Zusammenwirken  mit  dem  Veräußerer  för-
 dert,  indem  er  sich  dessen  Veräußerungsinteressen  ganz  oder  teilweise  zu  eigen
 macht,  bei  der  Planung,  Werbung  oder  Durchführung  des  Projekts  Funktionen  des
 Veräußerers übernimmt oder den Veräußerer einseitig begünstigt.“

 Der  nachfolgende  Hinweis  für  Fernabsatzverträge  über  Finanzdienstleistungen
 kann  entfallen,  wenn  kein  hinzugefügter  Fernabsatzvertrag  über  eine  Dienstleis-
 tung vorliegt:

 „Bei  Widerruf  dieses  Fernabsatzvertrags  über  eine  Finanzdienstleistung  sind  Sie
 auch  an  einen  hinzugefügten  Fernabsatzvertrag  nicht  mehr  gebunden,  wenn  dieser
 Vertrag  eine  weitere  Dienstleistung  von  uns  oder  eines  Dritten  auf  der  Grundlage
 einer Vereinbarung zwischen uns und dem Dritten zum Gegenstand hat.“

 Ort,  Datum  und  Unterschriftsleiste  können  entfallen.  In  diesem  Fall  sind  diese  An-
 gaben  entweder  durch  die  Wörter  „Ende  der  Widerrufsbelehrung“  oder  durch  die
 Wörter „Ihr(e) (einsetzen: Firma des Unternehmers)“ zu ersetzen.‘

 Berlin, den 11. Mai 2011

 Der Rechtsausschuss

 Siegfried Kauder
 (Villingen-Schwenningen)
 Vorsitzender

 Marco Wanderwitz
 Berichterstatter

 Stephan Thomae
 Berichterstatter

 Sonja Steffen
 Berichterstatterin

 Halina Wawzyniak
 Berichterstatterin

 Ingrid Hönlinger
 Berichterstatterin
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Bericht der Abgeordneten Marco Wanderwitz, Stephan Thomae, Sonja Steffen,
 Halina Wawzyniak und Ingrid Hönlinger
 I.  Überweisung

 Der  Deutsche  Bundestag  hat  die  Vorlage  auf  Drucksache
 17/5097  in  seiner  99.  Sitzung  am  24.  März  2011  beraten  und
 an  den  Rechtsausschuss  zur  federführenden  Beratung  und  an
 den  Ausschuss  für  Wirtschaft  und  Technologie  zur  Mitbera-
 tung überwiesen.

 II.  Stellungnahme  des  mitberatenden  Ausschusses

 Der  Ausschuss  für  Wirtschaft  und  Technologie  hat  die
 Vorlage  in  seiner  44.  Sitzung  am  11.  Mai  2011  beraten  und
 empfiehlt  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,  FDP
 und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktionen  SPD  und  DIE  LINKE.  die  Annahme  des  Gesetz-
 entwurfs  mit  Änderungen.  Er  empfiehlt  mit  den  Stimmen  der
 Fraktionen  CDU/CSU,  FDP,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS
 90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  der
 SPD,  den  Änderungsantrag  der  Fraktionen  der  CDU/CSU
 und  FDP  auf  Ausschussdrucksache  17(9)452  [17(6)95]  an-
 zunehmen.

 III.  Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse
 im federführenden Ausschuss

 Der  Rechtsausschuss  hat  die  Vorlage  in  seiner  47.  Sitzung
 am  11.  Mai  2011  abschließend  beraten  und  empfiehlt  mit
 den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.  die  Annahme  des  Gesetzentwurfs  in
 der  aus  der  Beschlussempfehlung  ersichtlichen  Fassung.  Die
 vorgeschlagenen  Änderungen  entsprechen  einem  Ände-
 rungsantrag,  der  von  den  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP
 im  Rechtsausschuss  eingebracht  und  einstimmig  angenom-
 men wurde.

 IV.  Zur Begründung der Beschlussempfehlung

 Im  Folgenden  werden  lediglich  die  vom  Rechtsausschuss
 vorgeschlagenen  Änderungen  gegenüber  der  ursprünglichen
 Fassung  des  Gesetzentwurfs  erläutert.  Hinsichtlich  der  Be-
 gründung  der  unveränderten  Bestimmungen  sowie  der  Stel-
 lungnahme  des  Bundesrates  zum  Gesetzentwurf  wird  auf  die
 Drucksache 17/5097 verwiesen.

 Die  vorgeschlagenen  Änderungen  werden  wie  folgt  begrün-
 det:

 Zu Nummer 1  (Änderung des Artikels 1 Nummer 2)

 Es  handelt  sich  um  eine  rein  redaktionelle  Änderung.  Es  soll
 klargestellt  werden,  dass  mit  dem  Verweis  auf  §  360  des  Bür-
 gerlichen  Gesetzbuchs  (BGB)  nicht  eine  analoge  Anwen-
 dung  der  Vorschrift  bezweckt  wird,  sondern  dass  die  Voraus-
 setzungen  des  §  360  BGB  hinsichtlich  der  Gestaltung  und
 des Inhalts der Widerrufsbelehrung erfüllt werden müssen.

 Zu Nummer 2 (Änderung des Artikels 2 Nummer 4)

 a)  In  der  Widerrufsbelehrung  entfällt  im  Absatz  unter  der
 Überschrift  „Widerrufsfolgen“  nach  dem  ersten  Satz  der

 Platzhalter  für  den  Gestaltungshinweis  6.  Durch  das  am
 23.  Februar  2011  in  Kraft  getretene  Gesetz  zur  Moderni-
 sierung  der  Regelungen  über  Teilzeit-Wohnrechteverträ-
 ge,  Verträge  über  langfristige  Urlaubsprodukte  sowie
 Vermittlungsverträge  und  Tauschsystemverträge  vom
 17.  Januar  2011  (BGBl.  I  S.  34)  ist  ein  neues  Muster  für
 die  Widerrufsbelehrung  für  die  im  Gesetzestitel  genann-
 ten  Vertragsarten  eingeführt  worden.  Daher  entfällt  die
 Notwendigkeit,  dieses  Muster  auch  für  die  bezeichneten
 Vertragstypen  nutzbar  zu  machen.  Das  vorgenannte  Ge-
 setz  hat  den  im  Entwurf  der  Bundesregierung  noch  ent-
 haltenen  Gestaltungshinweis  6  entfallen  lassen.  Als
 weitere  Folge  werden  die  Platzhalter  für  die  Gestaltungs-
 hinweise  7  bis  15  Platzhalter  für  die  Gestaltungshinweise
 6 bis 14.

 b)  In  der  Widerrufsbelehrung  entfällt  die  Überschrift  „Fi-
 nanzierte  und  hinzugefügte  Geschäfte“.  Aus  Gründen  der
 Übersichtlichkeit  und  zur  besseren  Handhabbarkeit  des
 Musters  fallen  die  bisher  unter  dieser  Überschrift  aufge-
 führten  Platzhalter  für  die  Gestaltungshinweise  13  und  14
 (nun  12  und  13)  ebenfalls  unter  die  Überschrift  „Beson-
 dere Hinweise“.

 c)  In  Gestaltungshinweis  1  ist  in  Satz  2  die  Angabe  „Gestal-
 tungshinweis  10“  durch  die  Angabe  „Gestaltungshinweis
 9“  zu  ersetzen.  Es  handelt  sich  um  eine  Folgeänderung,
 da  der  bisherige  Gestaltungshinweis  6  entfällt  (s.  oben
 unter Buchstabe a).

 d)  In  Gestaltungshinweis  3  wird  unter  Buchstabe  b  Doppel-
 buchstabe  aa  nach  der  Angabe  „§  1  Absatz  1“  die  Angabe
 „und  2“  eingefügt.  Im  Entwurf  der  Bundesregierung  war
 diese  Angabe  hinsichtlich  der  Informationspflichten  bei
 Warenlieferungen versehentlich entfallen.

 e)  In  Gestaltungshinweis  3  wird  unter  Buchstabe  b  Doppel-
 buchstabe  cc  Dreifachbuchstabe  aaa  bis  ccc  jeweils  am
 Ende  die  Bezeichnung  „EGBGB“  hinzugefügt.  Bei
 Buchstabe  b  Doppelbuchstabe  cc  Dreifachbuchstabe  aaa
 und  ccc  entfällt  zudem  nach  den  Wörtern  „Absatz  2
 Nummer  2,  4“  jeweils  ein  Komma.  Hierbei  handelt  es
 sich um rein redaktionelle Änderungen.

 f)  In  Gestaltungshinweis  3  wird  Buchstabe  e  gestrichen.
 Buchstabe  e  betraf  Teilzeit-Wohnrechteverträge,  für  die
 seit  dem  23.  Februar  2011  ein  eigenes  Muster  für  die  Wi-
 derrufsbelehrung  zur  Verfügung  steht  (s.  oben  unter
 Buchstabe a).

 g)  Dem  Gestaltungshinweis  3  wird  ein  neuer  Satz  am  Ende
 hinzugefügt.  Dieser  verfolgt  vor  allem  klarstellende
 Zwecke.  Sind  etwa  Ergänzungen  von  Buchstabe  b  Dop-
 pelbuchstabe  cc  Dreifachbuchstabe  aaa  und  Buchstabe  b
 Doppelbuchstabe  cc  Dreifachbuchstabe  bbb  miteinander
 zu  kombinieren  –  denkbar  etwa  im  Falle  eines  Vertrags
 über  eine  Debitkarte  mit  Geldkartenfunktion  –,  so  genügt
 es,  wenn  die  Ergänzung  in  ihrem  vollen  Wortlaut  nur  ein-
 mal  verwendet  wird  und  alle  relevanten  rechtlichen  Vor-
 schriften  zusammenfassend  aufgeführt  werden  (im  Bei-
 spiel:  „  ,  jedoch  nicht  vor  Vertragsschluss  und  auch  nicht
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 vor  Erfüllung  unserer  Informationspflichten  gemäß  Ar-
 tikel  246  §  2  in  Verbindung  mit  §  1  Absatz  1  Nummer  8
 bis  12  und  Absatz  2  Nummer  2,  4  und  8  sowie  Artikel  248
 § 4 Absatz 1, § 11 Absatz 1 EGBGB“).

 h)  Gestaltungshinweis  6  wird  gestrichen.  Dieser  betraf  Teil-
 zeit-Wohnrechteverträge,  für  die  seit  dem  23.  Februar
 2011  ein  eigenständiges  Muster  für  die  Widerrufsbeleh-
 rung  zur  Verfügung  steht  (s.  oben  unter  Buchstabe  a).  Als
 Folgeänderung  erhalten  die  bisherigen  Gestaltungshin-
 weise 7 bis 15 die Nummern 6 bis  14.

 i)  Im  neuen  Gestaltungshinweis  11  (dem  bisherigen  Gestal-
 tungshinweis  12)  entfallen  die  Absätze  3  bis  6,  die  sich
 auf  das  Widerrufsrecht  für  Teilzeit-Wohnrechteverträge
 beziehen  (s.  oben  unter  Buchstabe  a).  Da  die  Überschrif-
 ten  „Besondere  Hinweise“  und  „Finanzierte  und  hinzuge-
 fügte  Geschäfte“  im  Muster  für  die  Widerrufsbelehrung
 zu  einer  Überschrift  zusammengefasst  worden  sind,  kann
 der Hinweis auf den Wegfall der Überschrift entfallen.
Berlin, den 11. Mai 2011

 Marco Wanderwitz
 Berichterstatter
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 Berichterstatter

 Sonja Steffen
 Berichterstatterin

 Halina Wawzyniak
 Berichterstatterin

 Ingrid Hönlinger
 Berichterstatterin



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


